
 

Gesetzentwurf 

der Landesregierung  

für ein Gesetz zu dem Staatsvertrag über die gemeinsame Errichtung einer  

Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik bei der Landesärztekammer  

Baden-Württemberg 
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 6. Oktober 2014 den nachstehenden, durch Kabi-
nettsbeschluss vom 6. Oktober 2014 gebilligten und festgestellten Gesetzentwurf dem Landtag 
zur Beschlussfassung vor. Der Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von dem Minister für So-
ziales und Integration vertreten.  
 
 
 
A. Problem 

 Nach § 3a des Embryonenschutzgesetzes darf die Präimplantationsdiagnostik (PID) nur 
in strengen Ausnahmefällen bei genetischer Vorbelastung der Eltern durchgeführt wer-
den, wenn die Gefahr einer schwerwiegenden Erbkrankheit des Kindes oder einer Tot- 
oder Fehlgeburt aufgrund dieser Erkrankung besteht. Nach der am 1. Februar 2014 in 
Kraft getretenen Verordnung zur Regelung der Präimplantationsdiagnostik (Präimplanta-
tionsdiagnostikverordnung - PIDV) ist die Durchführung der PID nur in zugelassenen 
PID-Zentren und nur zulässig, nachdem eine Ethikkommission auf Antrag der Frau, die 
die Behandlung wünscht, zugestimmt hat. Die Länder haben die PIDV umzusetzen und 
u.a. Ethikkommissionen für die PID einzurichten.  

 
B. Lösung 

 Der Staatsvertrag konkretisiert die Vorgaben der PIDV. Mit dem anliegenden Staatsver-
trag richten die Länder Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen 
und Thüringen gemeinsam eine PID-Ethikkommission als unselbstständige Einrichtung 
bei der Landesärztekammer Baden-Württemberg ein.  

 
C.  Befristung 

 Das Gesetz soll unbefristet gelten, da auch der Staatsvertrag keiner Befristung unterliegt. 
 
D. Alternativen 

 Keine. 
 
E. Finanzielle Auswirkungen 

 1.  Auswirkungen auf die Liquiditäts- oder Ergebnisrechnung 
 

 Liquidität Ergebnis 

 Ausgaben Einnahmen Aufwand Ertrag 

Einmalig im 

Haushaltsjahr 

- - - - 

Einmalig in künftigen 

Haushaltsjahren 

- - - - 

Laufend ab  

Haushaltsjahr 2013 

- - - - 

 
 2. Auswirkungen auf die Vermögensrechnung 
 
  Keine. 
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 3.  Berücksichtigung der mehrjährigen Finanzplanung 
 
  Keine.  
 
 4.  Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände 
 
  Keine. 
 
F. Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von  

Frauen und Männern 

 Keine. 
 
G. Besondere Auswirkungen auf behinderte Menschen 

 Keine. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  

 
Gesetz 

zu dem Staatsvertrag über die gemeinsame Errichtung  
einer Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik  

bei der Landesärztekammer Baden-Württemberg 
 

Vom 
 
 

§ 1 
 
Dem in der Zeit vom 1. Juli 2014 bis 17. August 2014 unterschriebenen Staatsvertrag über die 
gemeinsame Errichtung einer Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik bei der Landes-
ärztekammer Baden-Württemberg wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 
 

§ 2 
 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
 
(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 12 in Kraft tritt, ist im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt zu geben. 
 
 
 
 
 
Begründung 
 
A. Allgemeines 
 
Nach § 3a des Embryonenschutzgesetzes darf die Präimplantationsdiagnostik (PID) nur in stren-
gen Ausnahmefällen bei genetischer Vorbelastung der Eltern durchgeführt werden, wenn die Ge-
fahr einer schwerwiegenden Erbkrankheit des Kindes oder einer Tot- oder Fehlgeburt aufgrund 
dieser Erkrankung besteht. Nach der am 1. Februar 2014 in Kraft getretenen Verordnung zur Re-
gelung der Präimplantationsdiagnostik (Präimplantationsdiagnostikverordnung - PIDV) ist die 
Durchführung der PID nur in zugelassenen PID-Zentren und nur zulässig, nachdem eine Ethik-
kommission auf Antrag der Frau, die die Behandlung wünscht, zugestimmt hat. Die Länder haben 
die PIDV umzusetzen und u.a. Ethikkommissionen für die PID einzurichten. Die Verordnung 
sieht ausdrücklich vor, dass die Länder sich dabei zusammenschließen können.  
 
 
B. Zu den einzelnen Vorschriften 
 
Zu § 1 
Mit dem anliegenden Staatsvertrag richten die Länder Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-
Pfalz, Saarland, Sachsen und Thüringen gemeinsam eine PID-Ethikkommission als unselbst-
ständige Einrichtung bei der Landesärztekammer Baden-Württemberg ein.  
 
Zu § 2 
Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Der Staatsvertrag kann erst in Kraft tre-
ten, wenn zuvor von allen vertragschließenden Ländern die Verfahren abgeschlossen sind und 
eine entsprechende Zuleitung der Mitteilung an das Sitzland der Ethikkommission erfolgt ist. 
Der Tag des Inkrafttretens des Staatsvertrages wird dann im Gesetz- und Verordnungsblatt be-
kannt gegeben. 
 
 
Wiesbaden, 6. Oktober 2014  
  
Der Hessische Ministerpräsident Der Hessische Minister  

für Soziales und Integration 
Bouffier Grüttner 
  
  
 
 
Anlage 
















